Redebeitrag des Stadtverordneten der Linken Liste Wiesbaden, Hartmut Bohrer, auf der Kundgebung am 31.05.2003 auf dem Luisenplatz anlässlich des G8-Gipfels im schweizerischen Evian vom 1. bis 3. Juni 2003 
Der G8-Gipfel ist weit weg und nur wenige werden sich aufmachen an den Genfer See, um zu demonstrieren gegen die neoliberale Politik der sozialen Ungerechtigkeit, der Umweltzerstörung, des Abbaus demokratischer Rechte und der Entwicklung des Krieges als normales, legitimes Mittel zur Sicherung von Rohstoffen, Märkten und politischen Einflusssphären.

Die Strategie der politischen Spitzen der G8-Staaten ist aber nicht etwas, was sehr weit weg ist von der idyllischen Kur- und hessischen Landeshauptstadt. Diese Art von Globalisierung, gegen die wir uns wenden, findet auch in Wiesbaden statt. Getreu dem Motto „Global denken – lokal handeln“ ist es notwendig, dass wir dieser Art von Politik und ihrer Umsetzung in unserer Stadt entgegenwirken.

Auch die Wiesbadener Kommunalpolitik folgt im Wesentlichen den Vorgaben der globalen Politik des Vorrangs der Profitmaximierung für eine kleine reiche Minderheit vor den sozialen, ökologischen und demokratischen Interessen der Mehrheit der Bevölkerung.

Ich möchte dies an einem Projekt verdeutlichen, dass in den letzten Wochen in der Wiesbadener Lokalpresse gefeiert wurde, einem Projekt, das mehr Beachtung verdient, allerdings auf andere Art.

Vor wenigen Tagen fand der sog. „erste Spatenstich“ für das Gewerbegebiet „Petersweg Ost“ statt. Im Südosten unserer Stadt soll dieses weitere sehr große Gewerbegebiet entstehen. Ein Gewerbegebiet mit einer Netto-Gewerbefläche von 550.000 Quadratmetern. Bis zur Fertigstellung wird die Stadt für Infrastruktur, insbesondere für Grunderwerb und Straßenbau, einen zwei- bis dreistelligen Millionen-Betrag investiert haben. 

Alleine für den vierspurigen Ausbau der Boelckestraße auf wenigen Hundert Metern wird die Stadt über 7 Millionen Euro ausgeben. Weitere Millionen Euro öffentlicher Mittel kommen dafür hinzu. Jährliche Folgekosten in 6-stelliger Höhe fallen an.

Der vor wenigen Tagen gefeierte Startschuss für den vierspurigen Ausbau der Boelckestraße, der mit der Umsiedlung von Anwohnerinnen und Anwohnern bereits begonnen hat und mit dem Abriss ihrer Häuser in Kürze fortgesetzt wird, hat das Ziel, die Zu- und Abfahrt zu diesem Gewerbegebiet und dem benachbarten Gewerbegebiet Petersweg West um wenige Fahrminuten für den motorisierten Individualverkehr zu verkürzen.

Selbst die von der Stadt Wiesbaden in Auftrag gegebene Klimaanalyse weist das Petersweg-Gebiet als einen Bereich aus, der durch Kaltluftentstehung und –zufuhr klimatisch von besonderer positiver Bedeutung für die Wohngebiete im überwärmten Siedlungsbereich ist. Aber so wenig wie im globalen Maßstab auf die natürliche Umwelt Rücksicht genommen wird, geschieht dies in der Wiesbadener Stadtpolitik. Bei „Abwägung der ökologischen mit den ökonomischen Interessen“ gibt man den ökonomischen den Vorrang. Übrig bleibt ein riesiges neues Gewerbegebiet mit einer „begrünten“ Durchfahrtsstraße. 

Dabei wird suggeriert, es handele sich bei den ausschlaggebenden ökonomischen Interessen um die Interessen der breiten Mehrheit dieser Gesellschaft. Schließlich sollen im Gewerbegebiet „Petersweg Ost“ einmal 8000 Arbeitsplätze entstehen und die Erwerbslosigkeit wird doch auch in der BRD, einem der reichsten Länder der Erde, kontinuierlich höher.

Schaut man aber einmal genauer hin, so muss man feststellen, dass wir noch nie so viel Gewerbefläche in Wiesbaden und in der Bundesrepublik überhaupt hatten wie heute. Rund 70 % der Gewerbefläche in den ostdeutschen Bundesländern, rund 30 % der Gewerbefläche in NRW – nicht wenig davon mit EU- und anderen öffentlichen Mitteln errichtet – liegen brach. Und auch in Wiesbaden gibt es nicht wenig freie oder recyclebare Gewerbeflächen. 

Zur gleichen Zeit haben wir eine Rekord-Erwerbslosigkeit von 4,5 Millionen registrierten Erwerbslosen. Expertenschätzungen gehen von weiteren 2,5 Millionen nicht-registrierten Erwerbslosen im Erwerbstätigenalter aus.

Mit neuen Gewerbeflächen wurden und werden im Wesentlichen nicht neue Arbeitsplätze geschaffen. Im Gegenteil: Durch forcierte Rationalisierung – ermöglicht am neuen Standort – wurden Arbeitsplätze abgebaut. Ein markantes Bespiel ist das Postverteilungszentrum im Gewerbegebiet Petersweg West für den gesamten Postleitzahlbereich 65. In ihm verrichten heute wenige Hundert Menschen – mit einem hohen Anteil von Teilzeitkräften – die Arbeit, die zuvor von mehreren Tausend Menschen in den Bereichen Rüsselsheim, Rüdesheim, Limburg, Wiesbaden u.a. in mehreren kleinen Postverteilungszentren verrichtet wurde. Nebenbei bemerkt: Einher ging dieser Arbeitsplätze zerstörende Zentralisierungsprozess bei der Post mit einer Verlagerung des Briefverkehrs von der Bahn auf den umweltbelastenden LKW- und Flugverkehr.

Gerechtfertigt wird diese unsoziale und umweltzerstörende Politik mit dem globalen „internationalen Wettbewerb“, in dem wir uns befinden. Die Privatisierung und Globalisierung von bisher öffentlichen, oft in lokaler oder regionaler Verantwortung befindlichen wichtigen Dienstleistungen und Güter wie z.B. Wasser, Energie, Entsorgung, Transport u.v.a. wird auch in unserer Stadt forciert. Die nächsten Opfer, z.B. Grünflächen-Amt und Verkehrsbetriebe, sind bereits ins Visier genommen.

Das Wiesbadener Stadtparlament scheint diesen Prozess nahezu widerstandslos mitzutragen. So stimmten dem Gewerbegebiet Petersweg Ost und dem vierspurigen Ausbau der Boelckestraße alle im Parlament vertretenen Fraktionen (von GRÜN bis REP) – außer der Linken Liste – zu. 

Die Mehrzahl der Bürgerinnen und Bürger scheint sich dabei auch in Wiesbaden mehrheitlich von der „repräsentativen Demokratie“ zu verabschieden, wenn man feststellen muss, dass z.B. bei der letzten Oberbürgermeisterwahl von den Wahlberechtigten unter 40 gerade 20% von ihrem Stimmrecht Gebrauch machten. 

Dem müssen wir die Mobilisierung „von unten“ entgegensetzen. Wir sind dabei Teil einer weltweiten Bewegung, die deutlich wurde in der stärksten globalen Anti-Kriegs-Bewegung unserer Zeit gegen den völkerrechtswidrigen Krieg der USA und Großbritanniens gegen den Irak und die anlässlich des G8-Gipfels wieder sichtbar wird.

Wir haben nur noch die Chance e i n e r sozialen, gerechten, umweltschonenden, friedlichen und demokratischen Welt. 

Die Alternative dazu ist die Zerstörung der Lebensgrundlagen der gesamten Menschheit – noch in diesem Jahrhundert. 

Deshalb halte ich – über den heutigen Tag hinaus – am eingangs erwähnten Motto fest: „Global denken – lokal handeln!“

Wiesbaden, 31. Mai 2003, Hartmut Bohrer 

